
BDB bezieht Stellung in Berlin
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Über 200 Anmeldungen konnten 
BDB und BÖB bei der Organisation 
des Parlamentarischen Abends der 

PGBi Ende November in Berlin entgegen 
nehmen, davon allein über 30 aus dem 
parlamentarischen Raum. Die Landesver-
tretung Hamburg war dementsprechend 
bis auf den letzten Platz gefüllt, als ge-
meinsam mit den BDB- und BÖB-Präsi-
denten Martin Staats und  Rainer Schäfer 
über aktuelle Themen und Tendenzen bei 
der Verkehrsinfrastruktur und der Förde-
rung des Systems Wasserstraßen disku-
tiert wurde. Der anschließende Empfang 
bot den Gästen bis weit nach Mitternacht 
willkommene Gelegenheit, die Themen 
mit alten und neuen Gesprächspartnern 
zu vertiefen. Wer da weiterhin in alter 
Väter Sitte vom „vergessenen Verkehrs-
träger Binnenschifffahrt“ spricht, hat die 
politischen Entwicklungen  in Berlin und 
Brüssel wohl schlicht verschlafen:  Die 
Aufmerksamkeit für die Zukunft und Po-
tenziale der Binnenschifffahrt ist hoch, 
die verladende Wirtschaft baut auf diese 
Branche. Das zeigt sich nicht nur in den 

Abendveranstaltungen in Berlin, sondern 
auch bei den Aussagen der Bundeskanz-
lerin oder bei den Schwerpunktbildungen 
im Rahmen des Nationalen Hafenkon-
zepts – auch wenn dort durchaus noch 
„Luft nach oben“ besteht. Die Binnen-
schifffahrt leistet dabei ihre eigenen Bei-
träge zur Zukunftsfähigkeit: Allein vier 
Schiffstaufen gab es in diesem Herbst zu 
feiern, und die Branche investiert tüchtig 
in die Aus- und Weiterbildung ihres Perso-
nals. Es ist die Aufgabe des Verbandes da-
rauf zu achten, dass die „Leitplanken“ zur 
weiteren Entwicklung  mit Sachkenntnis 
und Augenmaß gesetzt werden – sei es 
bei der Neufestsetzung von Abgasgrenz-
werten (NRMM), sei es beim Erhalt und 
Ausbau der Flüsse und Kanäle, sei es bei 
der Reform der Schifffahrtsabgaben. Der 
BDB wird sich deshalb auch im Jahr 2016 
im Verbund mit den befreundeten Orga-
nisationen aktiv in das Geschehen ein-
bringen, Themen setzen und dabei die 
bewährte konstruktive Zusammenarbeit 
mit Politik und Verwaltung fortsetzen.             	
		                  Jens Schwanen
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Diese Zahl verdeutliche das 
große Interesse am Ver-
kehrsträger Binnenschiff, er-
kannte MdB Gustav Herzog 

und zog im Namen der PGBi eine gute 
Halbzeitbilanz nach nun zwei Jahren 
im Amt. Die Gruppe arbeite konzent-
riert die Themenliste ab, so Herzog wei-
ter. Der Bundesverband der Deutschen 
Binnenschifffahrt e.V. (BDB), der die Ver-
anstaltung gemeinsam mit dem Bun-
desverband Öffentlicher Binnenhäfen 
e.V. (BÖB) organisiert hatte, bezog im 
Rahmen der Veranstaltung klar Positi-
on gegenüber den Vertretern aus Politik 
und Verwaltung. Eines der Kernthemen 
des Abends war dabei das vom Bun-
desministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur (BMVI) angekündigte 
Gutachten zur Neuregelung der Schiff-
fahrtsabgaben. 

Der Bund will nämlich das bestehen-
de Gebührensystem für die Nutzung 
der Flüsse und Kanäle in Deutschland 
von Grund auf reformieren. Die seit 
Jahrzehnten übliche Abgabe, die für das 
Befahren der Wasserstraßen gezahlt 
wird, also eine Art Maut, soll „wettbe-
werbsneutral vereinheitlicht werden“ 
und hierfür eine neue Rechtsgrundlage 
erhalten, so das Bundesverkehrsminis-
terium. Bisher hing die Höhe der Abga-
be wesentlich vom Wert des transpor-
tierten Gutes ab. Dieses Prinzip soll nun 
aufgegeben werden, der Reformprozess 
bis 2018 abgeschlossen sein. 

Die Binnenschifffahrt kann 
nicht die gesamten System- 
kosten tragen
BDB-Präsident Martin Staats brachte die 
Sorgen der Branche zum Ausdruck: „Es 
ist absolut richtig und notwendig, dass 
die Höhe der zukünftigen Abgaben sich 
nicht an den sog. Vollkosten orientieren 

soll, die das Bundesgebührengesetz ab 
2018 vorschreibt: Es kann nicht sein, 
dass die Binnenschifffahrt die Kosten 
des gesamten Systems bezahlen soll, 
die unter anderem auch für den Hoch-
wasserschutz oder die Trinkwasserge-
winnung entstehen. Hier müssen sich 
sämtliche Nutzer an den Gesamtkosten 
beteiligen, sei es die Freizeitschifffahrt, 
sei es die Wasserwirtschaft!“ 

Martin Staats warnte zugleich vor 
negativen Konsequenzen, die durch 
eine überproportionale Kostenanlas-
tung entstehen: „Es sollen mehr Güter 
auf den besonders umweltfreundlichen 

Verkehrsträger Binnenschifffahrt verla-
gert werden; das will auch die Bundes-
regierung. Diese Absicht verträgt sich 
aber nicht mit einer Verteuerung der 
Verkehre, und sei es auch nur in eini-
gen ausgewählten Fahrtgebieten. Das 
kann eine Verkehrsverlagerung auf die 
Straße auslösen. Es wäre für alle am 
System Wasserstraße Beteiligten – ins-

besondere auch für unsere Kunden – 
gut zu wissen, was die Regierung unter 
einer ‚wettbewerbsneutralen Vereinheit-
lichung‘ der Abgaben versteht“, so der 
BDB-Präsident. 

BMVI verspricht  
Beteiligung des BDB
Beruhigt nahm Martin Staats dabei die 
Äußerung von Reinhard Klingen, Ab-
teilungsleiter im Bundesverkehrsmi-
nisterium, auf, dass eine Verteuerung 
der Schifffahrt keinesfalls beabsichtigt 
sei. Es gehe im Gegenteil vielmehr um 
die Schaffung eines Spezialgesetzes, 

um die zukünftige Anlastung von enor-
men Vollkosten zu vermeiden. Klingen 
versprach, den BDB intensiv in den Re-
formprozess einzubinden – bereits im 
Stadium der Erstellung des Gutachtens.

Verstetigung der Mittel,  
Planungskapazitäten erhöhen
Martin Staats äußerte in der Diskussion 

Binnenschifffahrt trifft sich in Berlin

BDB fordert mehr Personal und  
Mittel für Flüsse und Kanäle
Mit über 170 Gästen aus Politik, Verwaltung, verladender Wirtschaft und der Schiff-
fahrt war der Parlamentarische Abend der Parlamentarischen Gruppe Binnenschiff-
fahrt (PGBi) am 24. November 2015 in der Landesvertretung Hamburg in Berlin wieder 
einmal äußerst gut besucht. 

»Es wäre für alle am System Wasserstraße Beteiligten gut zu wissen, was 
die Regierung unter einer ‚wettbewerbsneutralen Vereinheitlichung‘ der 
Abgaben  versteht«

BDB-Präsident Martin Staats
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mit MdB Gustav Herzog (SPD), Reinhard 
Klingen (Abteilungsleiter im BMVI) und 
MdB Dr. Valerie Wilms (Bündnis 90/Die 
Grünen) Unverständnis darüber, dass 
es nicht gelinge, angesichts eines Brut-
toanlagevermögens an Wasserstraßen 
von rund 50 Mrd. Euro die jährlich vom 
Haushalt bereitgestellte Summe von 
etwa 800 Mio. Euro auszugeben. Dem 
Vernehmen nach ist es genau wie in den 
Vorjahren nämlich auch 2015 wieder 
nicht gelungen, das vom Bund bereitge-
stellte Geld in voller Höhe für Erhalt und 
Ausbau der Wasserstraßeninfrastruktur 
einzusetzen. Neben einer Verstetigung 
der Mittel sei deswegen ein konsequen-
ter Ausbau der Planungskapazitäten in 
der WSV notwendig, betonte Staats. „Die 
Sperrung einer Bundeswasserstraße ist 
ein unwürdiges Szenario, für das sich die 
Binnenschifffahrt beim Kunden recht-
fertigen muss“, so der BDB-Präsident. 
Gustav Herzog betonte, dass schnelles 
Handeln gefragt sei. „Es ist 5 vor 12. Der 
Zustand der Wasserstraßen ist genauso 
wenig zufriedenstellend wie die Infor-
mationen, die uns vorgelegt werden“, 
so Herzog im Hinblick auf die immer 
noch ausstehenden Veröffentlichungen 
des Bundesverkehrswegeplans 2015 so-
wie des längst fertiggestellten Netzzu-
standsberichtes für die Wasserstraßen. 
Dabei müssen die Probleme im Was-
serstraßennetz dringend angegangen 
werden: Reinhard Klingen bestätigte, 
dass der Zustand der Wasserstraßen 
und Anlagen sich derart darstellt, dass 

in den nächsten Jahren ein erheblicher 
Ersatzinvestitionsbedarf eintreten wird. 
Bei einer Vielzahl der Anlagen der Zu-
standsklassen 3 und 4 stünden bereits in 
den nächsten 10 Jahren Grundinstand-
setzungen, Ersatzneubauten und sicher-
heitsrelevante Reparaturen an. 

Externe Partner in  
Planungsprozesse einbinden
„Wir müssen schnell handeln, auch un-
ter vernünftiger Einbindung externer 
Partner“, sagte Dr. Valerie Wilms und 
kritisierte: „Offenbar muss erst eine 
Schleuse zusammenbrechen, damit das 
Übel an der Wurzel angepackt wird“. 
Gustav Herzog, der die Bewilligung 
44 neuer Stellen in der WSV für 2016 
als „kleine Korrektur“ des im Zuge der 
WSV-Reform durchgeführten massiven 
Stellenabbaus bezeichnete, befürwor-
tete eine Zusammenarbeit der Ver-
waltung mit Privatgesellschaften wie 
der DEGES, um Planungsprozesse zu 
beschleunigen. Martin Staats verwies 
auch auf das fachliche Know-How bei 
der Planung von Wasserstraßeninfra-
strukturprojekten innerhalb der Rhein-
Main-Donau AG (RMD). 

NRMM: Entscheidung  
steht bevor
Dimitrios Theologitis (EU-Kommission, 
Head of Unit DG Move B3) versuchte 
die von der Kommission zur Neurege-
lung der Motorenrichtlinie (NRMM) 
vorgeschlagenen, völlig überambitio-

nierten Grenzwerte in der Diskussion 
mit MdB Herbert Behrens (Die Linke), 
MdB Hans-Werner Kammer (CDU) und 
BÖB-Präsident Rainer Schäfer (Neuss-
Düsseldorfer Häfen) zu verteidigen. 
Man habe „die Latte bewusst höher 
gelegt“. Derzeit stünden Kommission, 
EU-Parlament und Europäischer Rat 
im „Trilog“, bevor die endgültige Ent-
scheidung verkündet wird. Der BDB 
hatte stets eine Orientierung an den 
US-Standards (Tier 4) gefordert, da an 
diese Normen angepasste Motoren 
sofort verfügbar wären und zu einer 
deutlichen Schadstoffreduktion füh-
ren. Hans-Werner Kammer wies in die-
sem Zusammenhang zu Recht auf eine 
potenzielle Überforderung des euro-
päischen Marktes der Motorenherstel-
ler mit maximal 150 Motoren im Jahr 
hin, sollten die von der Kommission 
vorgeschlagenen Grenzwerte, die den 
Einbau aufwändiger Abgasnachbe-
handlungssysteme in Form kostspie-
liger Maßanfertigungen für einzelne 
Schiffe erforderlich machen würden, 
eingeführt werden. Martin Staats 
warnte, dass überzogene Grenzwerte 
dazu führen, dass Bestandsmotoren 
immer länger instandgesetzt würden. 
Damit bewirke die EU eine „Kubani-
sierung“ und nicht den angestrebten 
Fortschritt bei der Reduzierung von 
Emissionen, so der BDB-Präsident: 
„Was die Kommission hier macht, ist 
kontraproduktiv für die Umwelt und 
das Schifffahrtsgewerbe“.

»Es ist 5 vor 12. Der Zustand der  
Wasserstraßen ist unbefriedigend«

MdB Gustav Herzog (SPD)

»Offenbar muss erst eine Schleuse zusam-
menbrechen, damit das Übel angepackt wird«

MdB Dr. Valerie Wilms (Bündnis 90/Die Grünen)

»Eine Verteuerung der Schifffahrt ist 
nicht beabsichtigt«

MD Reinhard Klingen (BMVI)
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MdB Hans Werner Kammer (CDU) im Gespräch mit BDB-Vorstands-
mitglied Anton Nauheimer (Frankfurter Personenschiffahrt)

Lutz Lauenroth (DVZ)  
und Reinhard Klingen (BMVI)

(v.l.n.r.) Dimitrios Theologitis (EU-Kommission) und die BDB-Vizeprä-
sidenten Dirk Gemmer (Rhenus PartnerShip) und Roberto Spranzi (DTG)

Andrea Vollebregt-Terpstra (Hafen Rotterdam) 
und Kees van Laarhoven (Niederländische  
Botschaft Berlin)

Alle Fotos (S.2 - 5): © Peter-Paul Weiler, berlin-event-foto.de
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(v.l.n.r.) Dirk Dunkelberg (DTV) mit den BDB-Vorstandsmitgliedern  
Dr. Achim Schloemer (KD) und Anton Nauheimer (Frankfurter Perso-
nenschiffahrt)

MdB Gitta Connemann (CDU), MdB Hans-Werner Kammer (CDU) 
und BDB-Geschäftsführer Jens Schwanen

Theresia Hacksteiner (EBU), Detlef Kohlmeier (VSV) und Ingo Gersbeck 
(Reederverband Berlin)

Diskussion in Panel II: (v.l.n.r.) MdB Herbert Behrens (Die Linke), Dimitrios Theologitis (EU-Kommission), Moderator Lutz Lauenroth (DVZ), 
BÖB-Präsident Rainer Schäfer (Neuss-Düsseldorfer Häfen) und MdB Hans-Werner Kammer (CDU)

BÖB-Präsident Rainer Schäfer (Neuss-Düsseldorfer 
Häfen) und Elena Reichling (VCI)
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BDB nimmt Hafen Rotterdam als neues Mitglied auf

Mitgliedschaft festigt intensive und 
erfolgreiche Zusammenarbeit
Seit Ende November 2015 ist der Seehafen Rotterdam Mitglied im Bundesverband der 
Deutschen Binnenschifffahrt e.V. (BDB). Der Vereinsvorstand votierte im Rahmen sei-
ner Gremiensitzung am 24. November 2015 in Berlin einstimmig für die Aufnahme des 
Hafens Rotterdam in den BDB, der als Branchenverband die Interessen der gewerbli-
chen Güter- und Fahrgastschifffahrt in Deutschland vertritt.

Für den BDB ist diese Entwick-
lung ein weiterer wichtiger 
Schritt bei der zukünftigen 
strategischen Ausrichtung des 

Verbandes als kompetenter Ansprech-
partner für das gesamte System Was-
serstraße. Hierzu erklärt BDB-Präsident 
Martin Staats: 

Konsequenter Schritt nach 
erfolgreicher Zusammenarbeit
„Die Zusammenarbeit des BDB mit 
dem Hafen Rotterdam verläuft schon 
seit geraumer Zeit äußerst konstruktiv 
und erfolgreich. Wir verfolgen beide ge-
meinsam das Ziel einer stärkeren Nut-
zung der besonders umweltfreundli-
chen Binnenschifffahrt, um die ständig 
wachsenden Gütermengen zu bewäl-
tigen. Rotterdam kommt dabei bereits 
heute eine Schlüsselfunktion für die 
Binnenschifffahrt zu, die sich in Zahlen 
darstellen lässt: Er spielt eine wesent-
liche Rolle beim Zustandekommen des 
deutsch-niederländischen Handelsvo-
lumens von 169 Mrd. Euro – eines der 

größten Handelsvolumen der Welt. 
Rund 65 % des Containervolumens im 
Hafen Rotterdam – insgesamt 12,3 Mio. 
TEU in 2014 – gehen in das deutsch-nie-
derländische Hinterland oder kommen 
von dort. Jährlich fahren etwa 110.000 
Binnenschiffe in den Hafen Rotterdam 
ein. Bis 2035 soll der Modal Split der Bin-
nenschifffahrt dort auf 45 % anwach-
sen; der Lkw-Hinterlandverkehr soll im 
gleichen Zeitraum von 45 % auf 35 % re-
duziert werden. Mit der verbindlichen 
Vorgabe des Modal Split der Binnen-
schifffahrt in der Maasvlakte 2 werden 
aktiv Maßnahmen zur nachhaltigen 
Entwicklung dieses Verkehrsträgers er-
griffen. Aufgrund dieser Bedeutung für 
unsere Branche lag es auf der Hand, die 
bisherige sehr gute Kooperation nun in 
Form einer Mitgliedschaft bei uns im 
Verband zu festigen.“

Hafen Rotterdam schätzt  
die Sachkenntnis des BDB
Wouter van Dijk, Manager Logistik des 
Hafens Rotterdam: „Das Wasser schafft 

eine solch starke Verbindung zwischen 
Deutschland und dem Rotterdamer Ha-
fen, dass es eine logische Folge war, die 
Zusammenarbeit auf diese Weise wei-
ter zu intensivieren und gemeinsame 
Themen anzugehen, wozu die Beach-
tung der Binnenschifffahrt seitens der 
deutschen Politik und die Umsetzung 
der Nachhaltigkeit der Binnenschiff-
fahrt zählen. Der BDB ist für uns ein 
wichtiger Partner, der gut im ‚Markt‘, 
jedoch ebenfalls in der deutschen Po-
litik verankert ist – sowohl auf Bun-
des- als auch auf Bundesländerebene. 
Er verfügt über viel Sachkenntnis hin-
sichtlich der Gesetz- und Verwaltungs-
vorschriften und ist gut über die Ent-
wicklungen in der Branche informiert. 
Zudem kann er dies einerseits in an sei-
ne Mitglieder gerichtete Informationen 
und andererseits in eine an die Politik 
und die Behörden gerichtete Lobbystra-
tegie umsetzen.“
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Zudem besteht das Bedürfnis, 
die Struktur der Abgabener-
hebung zu glätten und den 
über Jahrzehnte entstandenen 

„Wildwuchs“ im Bereich der Tarife 
zu beseitigen. Der noch im Jahr 2009 
vom Bundesverkehrsministerium gut-
achterlich geprüfte Ansatz, die Schiff-
fahrtsabgaben ersatzlos zu streichen 
– das Gutachten liegt dem BDB vor –, 
wurde seinerzeit aufgegeben und bis 
dato nicht weiter verfolgt. 

Vollkostenprinzip ab 2018
Zwecks Schaffung einer validen Rechts-
grundlage verfolgte die Bundesregie-
rung im Jahr 2011 zunächst das Ziel, 
die Grundlagen für die Erhebung von 
Befahrensabgaben durch das neue All-
gemeine Bundesgebührengesetz zu 
(BGebG) regeln. Hierzu hat der BDB ge-
genüber dem Bundesinnenministerium 
Stellung genommen und seine Beden-
ken an diesem Vorgehen angemeldet: 
Da Bundeswasserstraßen – anders als 
Straße und Schiene – nicht allein dem 
Transport von Gütern und Personen 
dienen, wird es bei dem gegebenen 
„Nutzungsbündel“ – Natur- und Hoch-
wasserschutz, Trinkwassergewinnung, 
etc. – äußerst schwierig sein, eine auf die 
individuelle Leistung für die Schifffahrt 
zugeschnittene Gebühr zu ermitteln. 
Hinzu kommt, dass das Bundesgebüh-
rengesetz hinsichtlich der Abgabenhöhe 
das sog. Vollkostenprinzip vorsieht. Es 
steht somit die Gefahr im Raum, dass 
an Flüssen und Kanälen mit kostenin-
tensiven Unterhaltungs- und Ausbau-
maßnahmen eine drastische Gebühren-
anhebung erfolgen könnte. Um dies zu 
vermeiden, hatte der BDB sich in seiner 
Stellungnahme für eine gesetzliche Son-
derregelung, analog zum Mautgesetz, 
ausgesprochen. Das Bundesinnenminis-
terium ist dieser Empfehlung seinerzeit 

jedoch nicht gefolgt, so dass die Bun-
desregierung das 2013 vom Bundestag 
beschlossene neue Gebührenrecht bis 
2018 unter Einschluss der Schifffahrts-
abgaben umzusetzen hat.

Querfinanzierung und wettbe-
werbsneutrale Vereinheitlichung
Nach erneuter eingehender Prüfung 
hat sich Verkehrsminister Dobrindt in 
Abstimmung mit dem Bundesinnenmi-
nisterium im August 2015 aus o.g. Grün-
den dazu entschlossen, das BGebG im 
Bereich der Schifffahrt nun doch nicht 
„eins zu eins“ umzusetzen, sondern 
eine spezialgesetzliche Grundlage zu 
schaffen. Kostenpflichtig soll demnach 
bei den natürlichen Wasserstraßen die 
Nutzung der Anlagen, und bei den Ka-
nälen die Nutzung des Gewässerbettes 
und der Anlagen sein. Die Gebühren 
werden dabei „wettbewerbsneutral 
vereinheitlicht“ und die erzielten Ein-
nahmen über einen Finanzierungs-
kreislauf zum Erhalt und Ausbau der 
Wasserstraßeninfrastruktur genutzt, 
so das Ministerium. Statt einer Vielzahl 
von Tarifen sollen die Gebührentatbe-
stände bzw. Tarifmerkmale deutlich 
reduziert werden. Beabsichtigt ist dabei 
„die Querfinanzierung von teuren und 
billigen Wasserstraßen“. Eine grund-
sätzliche Anhebung der Gebühren wer-
de aber nicht verfolgt.

Gutachten soll weiteres  
Vorgehen klären 
Details zum weiteren Vorgehen, z.B. 
zur Kostenpflichtigkeit von Leerfahr-
ten oder der Nutzung von Liegeplätzen 
oder der Einbeziehung weiterer Nutzer 
neben der gewerblichen Schifffahrt, 
lässt der Bund nun gutachterlich unter-
suchen: Er kennt die Preissensibilität im 
Güterverkehr und will vermeiden, dass 
Verkehre von der umweltfreundlichen 

Schifffahrt auf die Straße abwandern. 
Viel Zeit für die Reform hat er allerdings 
nicht, denn die bisherigen Tarife treten 
im August 2018 außer Kraft – und die 
Gutachtenergebnisse sollen erst in ca. 
zwölf Monaten vorliegen.  

BDB positioniert  
sich für die Branche
Der BDB begrüßt die Absicht, die für die 
Schifffahrt und ihre Kunden nicht zu-
mutbaren Kosten, die aus der Anwen-
dung des BGebG folgen, abwenden zu 
wollen. Allerdings muss frühzeitig und 
im Konsens geklärt werden, wohin bei 
dieser Reform sprichwörtlich „die Reise 
geht“ und was unter Querfinanzierung 
und wettbewerbsneutraler Vereinheit-
lichung zu verstehen ist. Dem BDB wur-
de seitens des Bundesverkehrsminis-
teriums zugesichert, nicht mit fertigen 
Ergebnissen konfrontiert zu werden, 
sondern bereits während der Phase der 
Gutachtenerstellung eingebunden und 
konsultiert zu werden. Der Verband 
wird hierfür einen Arbeitskreis einrich-
ten, so dass die Expertise der Branche 
eingebracht und die Belange der Güter- 
und Fahrgastschifffahrt entsprechend 
berücksichtigt werden können.

Der BDB hat Anfang Oktober mit den 
maßgeblichen Verladerorganisationen 
wie BDI, VCI, BBS, Wirtschaftsvereini-
gung Stahl und VDKI sowie dem DSLV 
Kontakt aufgenommen. Alle Organisa-
tionen eint das Interesse an einer um-
weltfreundlichen Binnenschifffahrt, 
die ihre Leistungen zu fairen und at-
traktiven Preisen anbieten kann, was 
auch in deren Stellungnahmen gegen-
über dem Bundesverkehrsministerium 
zum Ausdruck gebracht wurde. Der BDB 
hat mit der verladenden Wirtschaft ein 
eng abgestimmtes weiteres Vorgehen 
verabredet. „Report“ hält Sie über die 
weitere Entwicklung informiert.

Bund plant „wettbewerbsneutrale Vereinheitlichung der Schifffahrtsabgaben“

BDB: Kostensteigerungen müssen 
verhindert werden!
Bereits im Nationalen Hafenkonzept aus dem Jahr 2009 ist nachzulesen, dass der Bund 
das System der Schifffahrtsabgaben reformieren will. Hintergrund ist, dass in Teilen 
der juristischen Literatur die Rechtsgrundlage für die Erhebung von Abgaben für die 
Nutzung der Bundeswasserstraßen durch die Schifffahrt angezweifelt wird.
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Dass es sich dabei um eine 
zweite Variante handelte – 
die erste Variante der Unter-
suchung wurde niemals der 

Öffentlichkeit präsentiert – ließ bereits 
nichts Gutes erahnen. Das Ergebnis fiel 
dann auch mehr als ernüchternd aus. 
Anstelle der ursprünglichen, planfest-
gestellten Ausbauvariante soll nun eine 
sog. „Basisvariante“ realisiert werden.

„Ausbau light“ statt  
Nutzung der Potenziale
Diese würde dem Namen „Ausbau 
light“ alle Ehre machen, denn von den 
ursprünglich geplanten 19 Uferrückver-
legungen sollen nur noch 9 umgesetzt 
werden – ein herber Rückschlag für die 
Potenziale im Hinterlandverkehr der 
Unterweserhäfen! Zur Begründung 
wurde angeführt, man könne mit ei-
ner Vielzahl von Begegnungsverboten 
und intelligenter Verkehrssteuerung 
einen größeren Effekt erzielen als 

durch konsequenten Ausbau. „Mit der 
Verkehrsfreigabe der Schleuse Minden 
2017 können Großmotorgüterschiffe 
die Mittelweser von Bremen nach Min-
den zuverlässig befahren und auch den 
Mittellandkanal passieren. Die Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung ist da-
bei, die bestehenden Einschränkungen 
zu minimieren. Eine Möglichkeit sind 
besser an die Schifffahrt angepasste 
Schleusenzeiten“, so Enak Ferlemann. 
Als Voraussetzung für angepasste 
Schleusenbetriebszeiten plane man, 
alle Schleusen der Mittelweser von Bre-
men bis Minden künftig von einer Stel-
le aus zu bedienen, so Witte. Deswegen 
werde in Minden der Bau einer neuen 
Leitzentrale vorbereitet, die 2019 in Be-
trieb gehen soll.

Schon heute werden de Schleu-
sen von Minden aus gesteuert
Allerdings: Eine Schleusensteuerung 
von Minden aus ist nichts Neues. Ab-

gesehen von den Schleusen Dörverden 
als – übrigens derzeit schon defekter 
– Neubau in der Erprobung und der 
Schleuse Bremen, die anderer Zustän-
digkeit unterfällt, werden alle weiteren 
Schleusen in dem Abschnitt bereits 
heute von der Leitzentrale Minden 
aus ferngesteuert. Eine Verbesserung 
der Verkehrssituation wäre durch die 
Planungen der Verwaltung also nicht 
zu erwarten. Genauso ins Leere laufen 
Überlegungen, einen 24-Stunden-Be-
trieb an den Schleusen einzuführen, da 
auf der Weser zu schwierige Fahrver-
hältnisse herrschen, um dort nachts ein 
110 m langes Binnenschiff zu steuern. 
Außer Acht blieb auch die Tatsache, 
dass es Fahrzeitbeschränkungen gibt.

Viel Geld – geringer  
verkehrlicher Nutzen
Der BDB kritisiert die neue, völlig un-
befriedigende Basisvariante der We-
seranpassung scharf. Ursprünglich 
wurde die Erwartung geweckt, dass 
durch den Ausbau auch Binnenschiffe 
mit einer Länge bis 135 m die Mittel-
weser befahren können. Dieses The-
ma scheint nun bedauerlicherweise 
komplett vom Tisch zu sein. Durch 
die Nichtumsetzung der ursprünglich 
geplanten Ausbauvariante und einer 
Einführung der – weitgehend wir-
kungslosen – Maßnahmen zur Schleu-
sensteuerung, bleiben die bisher in 
den Ausbau investierten rund 250 Mio. 
Euro ohne den erhofften verkehrlichen 
Nutzen. Der Schiffsverkehr ist weiter-
hin so eingeschränkt, dass eine wün-
schenswerte Güterverlagerung auf die 
Weser zur Entlastung der Straßen- und 
Schieneninfrastruktur in weiten Teilen 
eine Wunschvorstellung bleibt.

Unverständliche Kehrtwende

Die Potenziale der Mittelweser  
bleiben ungenutzt!
Der 16. November 2015 war kein guter Tag für die Zukunft der Mittelweser. Vor einem 
interessierten Publikum gaben der Parlamentarische Staatssekretär Enak Ferlemann 
und GDWS-Leiter Prof. Dr.-Ing. Hans-Heinrich Witte im WSA Bremen das Ergebnis der 
rechnergestützten Verkehrssimulation bekannt, die in Auftrag gegeben wurde, um 
Einsparpotenziale beim wichtigen Ausbau der Mittelweser auszumachen. 

Die Binnenschifffahrt sorgte 2014 für 5,3 Mio. t Umschlag in den bremischen Häfen.
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VIFG-Geschäftsführer Martin Friewald und Jörg 
Bünning, Bereichsleiter Finanzmanagementsys-
tem, erläuterten die Entstehung, den Zweck und 
den weiteren Werdegang ihrer Gesellschaft. Die 

VIFG wurde 2013 im Rahmen der Einführung der Lkw-Maut 
gegründet. Die wesentliche Aufgabe der Gesellschaft ist – ne-
ben der Projektentwicklung und -durchführung von ÖPP-Pro-
jekten – die zweckgebundene Verteilung des Gebührenauf-
kommens der Maut. Im Jahr 2014 wurden über die VIFG rund 
3,43 Mrd. Euro an Mautmitteln ausgegeben. Ab Anfang 2016 
wird die Kompetenz der VIFG um eine wesentliche Facette 
erweitert: Sie wird zukünftig auch die im Bundeshaushalt 
veranschlagten Mittel für die Bundesfernstraßen verteilen 
und somit für die Komplettbewirtschaftung zuständig sein. 
Durch die Zusammenführung von Maut und Steuermitteln 
– in Summe über 7 Mrd. Euro – wird die Finanzierung der 
Bundesfernstraßen konsistent und vollständig innerhalb 
eines Bewirtschaftungssystems abgebildet. Das vermeidet 
Redundanzen und hat nicht zuletzt dank der vollständigen 
elektronischen Verarbeitung ein Maximum an Transparenz 
zur Folge. 

„Vollzugsdefizit WasserstraSSe“
Nach der „reinen Lehre“ ist die VIFG auch für die Verteilung 
der Schifffahrtsabgaben der abgabenpflichtigen Bundeswas-
serstraßen zuständig. Das schreibt das Verkehrsinfrastruk-
turfinanzierungsgesellschaftsgesetz (VIFGG) in § 2 bereits seit 
langem so vor. Man mag es vornehm als eine Art „Vollzugsde-
fizit“ bezeichnen: Tatsache ist jedoch, dass die Einnahmen aus 
den Schifffahrtsabgaben bis dato nicht bei der VIFG landen 
und auch nicht von ihr verteilt werden, sondern contra legem 
im allgemeinen Bundeshaushalt versickern. Das erstaunt, da 
die Bundesregierung sich zurzeit um die Errichtung eines „ge-
schlossenen Finanzierungskreislaufs Wasserstraße“ bemüht 
und für die künftige Abgabenerhebung das Personal der Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung nutzen will. Warum hierfür 
der schon heute gegebene Rechtsrahmen nicht genutzt und 
von der fachlich und personell gut aufgestellten VIFG nicht 
einfach Gebrauch gemacht wird, erschließt sich zurzeit nicht. 

BDB zu Gast bei der Baustoffindustrie
Gerne folgten BDB-Präsident Martin Staats und Geschäfts-
führer Jens Schwanen Mitte September 2015 der Einladung 
des Bundesverbandes Baustoffe - Steine und Erden e.V. (BBS), 

an deren Sitzung des Ausschusses Verkehr und Logistik teil-
zunehmen. Der Ausschuss steht – fachlich unterstützt durch 
die für die Koordinierung Infrastrukturpolitik zuständige Su-
sanne Hoffmann – unter der Leitung von Dr. Peter Langen-
bach (Hülskens GmbH & Co. KG, Wesel). Die Baustoffindustrie 
ist traditionell ein wichtiger Partner der Binnenschifffahrt. 
Insofern lag es nahe, dass Martin Staats den Ausschussmit-
gliedern in seinem Vortrag nicht nur einen Überblick über 
die Leistungsfähigkeit der Binnenschifffahrt gab. Er nutzte 
zugleich die Gelegenheit, über aktuelle verkehrs- und gewer-
bepolitische Entwicklungen zu berichten. Die Beseitigung 
der „bottlenecks“ im Wasserstraßennetz wurde dabei eben-
so thematisiert wie die neue Netzpriorisierungsstrategie des 
Bundesverkehrsministeriums, die auch im BVWP 2015 ihren 
Niederschlag finden wird. Zur Sprache kam unter anderem 
auch die Diskussion zu den neuen Abgasgrenzwerten für Bin-
nenschiffe, die zurzeit in Brüssel erarbeitet werden. MdB Dr. 
Valerie Wilms (Bündnis 90/Die Grünen) legte anschließend 
in ihrem Vortrag ihre Sicht für eine integrierte Infrastruktur-
politik dar. Die Nachfragen der Sitzungsteilnehmer zeigten, 
dass in dieser Branche ein reges Interesse an der verstärkten 
Nutzung der Binnenschifffahrt besteht. 

BDB zu Gast bei der VIFG und bei der Baustoffindustrie

Transparentes und konsistentes  
Bewirtschaftungssystem
Wie funktioniert eigentlich der geschlossene Finanzierungskreislauf „Straße“ und wel-
che Bedeutung hat dabei die Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft VIFG? 
Dieser Frage gingen BDB-Präsident Martin Staats und Geschäftsführer Jens Schwanen 
nach, als sie am 24. November 2015 die VIFG mbH an der Georgenstraße in Berlin be-
suchten.

VIFG-Geschäftsführer Martin Friewald und BDB-Präsident Martin Staats
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Auffällig ist nämlich, dass die 
Entwicklung der deutschen 
Seehäfen deutlich breiter 
in den Fokus gerückt wird 

als die der Binnenhäfen, was der gro-
ßen Bedeutung der Hafenstandorte 
im Binnenland für die Sicherung von 
Arbeitsplätzen und der Stärkung der 
Wirtschaft in den umliegenden Regio-
nen nicht gerecht wird. 

Anbindung an die  
ZARA-Häfen kommt zu kurz
Viel zu kurz kommt insbesondere der 
Aspekt, dass die ZARA-Häfen (Zeebrüg-
ge, Antwerpen, Rotterdam, Amster-
dam) durch Kapazitätserweiterungen 
enorme Impulse für die Binnenschiff-
fahrt auslösen. Angesichts der Tatsache, 
dass diese Häfen durch ihre Hinterland-
verkehre für einen großen Teil des Gü-
teraufkommens im Rheinstromgebiet 
sorgen, ist eine Fokussierung beinahe 
rein auf die deutschen Seehäfen un-
verständlich. Es ist nicht zu erwarten, 
dass dort geplante Investitionen der 
Binnenschifffahrt wachstumsmäßig so 

stark zu Gute kommen wie jetzt schon 
getätigte Investitionen in den nieder-
ländischen und belgischen Seehäfen. 
Schließlich spielen insbesondere die 
niederländischen Häfen eine gewich-
tige Rolle beim Zustandekommen des 
deutsch-niederländischen Handelsvo-
lumens, das mit 169 Mrd. Euro eines der 
größten Handelsvolumen der Welt ist.

Der Verband hat außerdem sein 
Bedauern darüber zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Förderrichtlinie zu 
Umschlagsstellen des Kombinierten 
Verkehrs (KV) zunächst nur um ein Jahr 
und nicht um mehrere Jahre verlängert 
werden soll und gebeten, den Förderka-
talog um Maßnahmen wie der langfris-
tigen Vermietung bzw. Verpachtung – in 
den Seehäfen längst übliche Praxis – zu 
erweitern.

Vorhaben zur Erweiterung der Bin-
nenhafeninfra- und suprastrukturen 
sind grundsätzlich begrüßenswert, soll-
ten jedoch dahingehend ergänzt werden, 
dass künftig zusätzliche Lagerflächen für 
Leercontainer geschaffen werden. Vor 
dem Hintergrund der starken Entwick-

lung des Containergeschäfts sind derar-
tige Flächen dringend erforderlich. Im 
Hinblick auf die Maßnahmen zur Erwei-
terung digitaler Infrastrukturen hat der 
BDB angeregt, Hotspots für den WLAN-
Zugang entlang der Wasserstraßen ein-
zurichten. Diese verbesserte Nutzungs-
möglichkeit des Internets an Bord wird 
künftig auch für die Aus- und Weiterbil-
dung von Schifffahrtstreibenden an Be-
deutung gewinnen, da von einer Fortent-
wicklung von E-Learning-Angeboten für 
die Branche ausgegangen werden kann. 
Der BDB leistet in diesem Bereich derzeit 
wichtige Forschungs- und Grundlagenar-
beit im Rahmen des Projekts „Smart Qu@
lification“.

Erfreulich: Hinweis auf  
Stellenbedarf bei der WSV
Wichtig und begrüßenswert ist, dass 
im Nationalen Hafenkonzept 2015 auf 
die Schaffung neuer Stellen bei der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
(WSV), z.B. für dringend benötigte In-
genieure in der Planung, hingewiesen 
wird. Deshalb setzt sich der BDB inten-
siv dafür ein, dass das Konzept in seiner 
finalen Version auch insgesamt einen 
Gewinn für das Binnenschifffahrts-
gewerbe darstellt. Da die Branche im 
neuen „Aktionsplan Güterverkehr und 
Logistik“ leider keine nennenswerte Be-
rücksichtigung findet, ist es besonders 
wichtig, Maßnahmen für die Binnen-
schifffahrt im Nationalen Hafenkon-
zept 2015 zu verankern. „Es sei daran 
erinnert, dass dies auch dem Geist und 
der Grundkonzeption des ursprüng-
lichen Aktionsplans entspricht, den 
der BDB gemeinsam mit den anderen 
Transport- und Logistikverbänden aus 
der Taufe gehoben hat. Das Nationale 
Hafenkonzept war und ist nicht allein 
als Förderprogramm für deutsche Hä-
fen ausgelegt“, so BDB-Geschäftsführer 
Jens Schwanen.

Nationales Hafenkonzept 2015

Die Belange der Binnenschifffahrt  
müssen stärker berücksichtigt werden!
Der BDB fordert, dass die Binnenschifffahrt im Nationalen Hafenkonzept für die See- 
und Binnenhäfen 2015 des BMVI, das in Kürze von der Bundesregierung beschlossen 
werden soll, stärker berücksichtigt wird. 
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Das in Rumänien gebaute 
und in den Niederlanden 
ausgestattete Binnenschiff 
verfügt über ein glattes 

Hinterschiff mit hydraulischem aus-
fahrbarem Flex-Tunnel. Diese vom 
Entwicklungszentrum für Schiffstech-
nik und Transportsysteme e.V. (DST) 
entwickelte Innovation wurde damit 
erstmals in ein Binnenschiff einge-
baut. Ziel des Flex-Tunnels ist es, die 
Effizienz vor allem in der Flachwasser-
fahrt deutlich zu steigern. Schon nach 
wenigen Monaten im Einsatz zeigte 
sich: Die durchschnittliche gemessene 
Kraftstoffersparnis liegt mit 27 % deut-
lich über dem vom Fabrikanten ange-
gebenen Einsparpotenzial von 10 % bis 
20 %! Fortschrittlich ist auch der An-
trieb der MS „Rhenus Duisburg“: durch 
eine sog. „Vater-Sohn-Motorisierung“ 
werden bei der beladenen Bergfahrt 

auf dem Rhein mit drei Schubleichtern 
die leistungsstärkeren Väter-Motoren 
mit je 1.500 PS verwendet, während 
in der Kanal- und der leeren Talfahrt 
die beiden Sohn-Aggregate mit je 500 
PS laufen. „Als wichtiger Partner der 
Industrie bieten wir unseren Kunden 
umweltfreundliche, sichere und wirt-
schaftliche Transportmittel. Dabei 
gilt unser besonderes Augenmerk der 
Weiterentwicklung der technischen 
Möglichkeiten“, erklärte Dr. Wolfgang 
Hönemann, Geschäftsführer der Rhe-
nus PartnerShip GmbH & Co. KG und 
BDB-Vorstandsmitglied. Einen neuen 
Namen erhielten in der Taufzeremo-
nie außerdem zwei weitere Koppelver-
bände, die seit Juli 2015 zur Flotte der 
Rhenus gehören: die Schiffsverbän-
de „Rhenus Dillingen“ und „Rhenus 
Thionville“, jeweils 172 m lang und 
11,45 m breit.

Reederei Jaegers setzt  
auf Hybrid-Antrieb
Mit dem 85 m langen TMS „Hedy Jae-
gers“ hat die Reederei Jaegers GmbH 
ein Binnentankschiff gebaut, dessen 
Besonderheit sich erst bei genauerem 
Hinsehen offenbart. Der Hauptmotor, 
der gerade einmal eine Leistung von 
470 Kilowatt aufweist, wird nämlich 
durch einen Elektromotor ergänzt, der 
weitere 200 Kilowatt leistet. Damit ist 
der Flottenneuzugang der Duisbur-
ger Reederei das erste im deutschen 
Binnenschiffsregister eingetragene 
Tankmotorschiff mit einem Hybrid-
Antrieb, von dem sich Reederei-Chef 
und BDB-Vizepräsident Dr. Gunther 
Jaegers eine Kraftstoffersparnis von 
bis zu 15 % verspricht. Da die Moto-
ren stets im optimalen Drehzahlbe-
reich laufen, ergeben sich auch posi-
tive Effekte für die Umweltbilanz, da 

Innovative Flotteninvestitionen:

Gleich mehrere Binnenschiffe  
feierlich getauft!
Im Spätsommer und Herbst erlebte das Gewerbe gleich vier große Schiffstaufen. Am 
14. August 2015 taufte die Rhenus PartnerShip GmbH & Co. KG in Duisburg das 110 m 
lange und 11,45 m breite Motorschiff „Rhenus Duisburg“ mit einer Tragfähigkeit von 
2.900 t. 

MS Rhenus Duisburg 
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weniger Rußpartikel und Stickoxide 
entstehen. Die kleinen Motoren sind 
außerdem weniger kostenintensiv in 
der Wartung und verbrauchen weni-
ger Schmiermittel. Ein weiterer Vorteil: 
Dadurch, dass der Hauptmotor nicht 
immer läuft (unter ruhigen Bedingun-
gen können die Elektroaggregate das 
Schiff allein antreiben), verlängert sich 
sein Wartungsintervall. 

Mit einem konventionellen Aggre-
gat mit einer Leistung von 1.050 Ki-
lowatt – da für die Rheinfahrt völlig 
ausreichend – wird hingegen der wei-
tere Neuzugang der Reederei Jaegers 
GmbH angetrieben: „TMS Leonie“, 110 
m lang und 11,40 m breit. Gebaut wur-
de das Schiff in Serbien, ausgestattet 
in den Niederlanden. Der moderne 
Doppelhüllentanker vom Typ C, ausge-

stattet mit Easy-Flow Profilruder, kann 
mehr als 3.000 Kubikmeter Chemika-
lien in den Ladetanks aufnehmen und 
wird auf dem Rhein zwischen Rotter-
dam und Basel eingesetzt. Mit diesen 
beiden Neuzugängen trägt die Reede-
rei Jaegers GmbH zur weiteren Ver-
jüngung der Binnentankflotte bei, de-
ren Altersschnitt in den vergangenen 
Jahren konstant gesunken ist und mit 
30 Jahren nur etwa halb so hoch wie 
in der Trockengüterschifffahrt ausfällt.

NWB tauft Bunkertanker  
in Hamburg
Ebenfalls getauft wurde Ende Sep-
tember in Hamburg der Doppelhül-
len-Bunkertanker „Bunker Service 14“ 
der Nord- und Westdeutsche Bunker 
GmbH (NWB). Das Schiff, das von der 

Werft Rensen-Driessen Shipbuilding 
B.V. in den Niederlanden gebaut wur-
de, ist 57,5 m lang, 9,60 m breit und 
wird in erster Linie im Hamburger 
Hafen zum Einsatz kommen. Die Aus-
stattung entspricht neuesten Stan-
dards: „Wir bekommen ein Schiff, das 
mit allen technischen Entwicklungen 
der vergangenen Jahre ausgestattet 
ist“, so NWB-Geschäftsführer Andre-
as Biniasch. Das Schiff verfügt über 
13 Ladetanks und kann bei einer Trag-
fähigkeit von 564 t ein Ladevolumen 
von gut 500 Kubikmetern Gasöl, Die-
sel und Schmierstoffe aufnehmen. Vor 
dem Hintergrund eines Flottendur-
schnittalters von 54 Jahren kündigte 
das Unternehmen an, dass die „Bunker 
Service 14“ Start einer Modernisie-
rungsserie sein wird.
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Bundeskanzlerin Angela Merkel 
betonte in ihrer Rede mehr-
fach die Notwendigkeit, in die 
Infrastruktur zu investieren 

– auch in die Wasserstraßen: „Die Gü-
terbeförderung auf den Wasserstraßen 
wächst. Die Anforderungen sind daher 
enorm“, so die Kanzlerin, die den Hä-
fen- und Hinterlandanbindungen eine 
„Schlüsselrolle in der intermodalen Ab-
fertigung“ zusprach. 

Nie stand die Binnenschiff-
fahrt so im Fokus
„Es ist eine Premiere und erfreulich, 
dass ein Regierungsoberhaupt auf ei-
ner Nationalen Maritimen Konferenz 
auch die Binnenschifffahrt berück-
sichtigt. Das zeigt, dass unsere For-
derungen bei der Bundesregierung 
Gehör gefunden haben“, so Martin 
Staats, Präsident des Bundesverbandes 

der Deutschen Binnenschifffahrt e.V. 
(BDB). 

Uwe Beckmeyer, Koordinator der 
Bundesregierung für die maritime 
Wirtschaft, hob hervor, dass leistungs-
fähige Verkehre im Hinterland für die 
Kosten der Wirtschaft eine entschei-
dende Rolle spielen. Wachstum im Im-
port und Export von Gütern könne nur 
durch Investitionen in alle Verkehrs-
träger gleichermaßen erreicht werden. 
Der BDB hatte erst kürzlich in einer 
Stellungnahme zum Entwurf des Nati-
onalen Hafenkonzepts für die See- und 
Binnenhäfen 2015 gefordert, eine Ver-
besserung der Hinterlandverbindun-
gen nicht nur an die deutschen Seehä-
fen, sondern auch an die wirtschaftlich 
bedeutenden ZARA-Häfen sicherzustel-
len, in deren Hinterlandverkehren die 
Binnenschifffahrt einen besonders ho-
hen Modal Split aufweist.

Dobrindt für innovative  
Finanzierungsmodelle
Bundesverkehrsminister Alexander Do-
brindt gestand in seiner Rede ein, dass 
die Haushaltsmittel nicht ausreichen, 
um dem Erhalt, Aus- und Neubau einer 
leistungsfähigen Infrastruktur gerecht 
zu werden. Auch die zusätzlich bereitge-
stellten Mittel in Höhe von 10 Mrd. Euro 
seien nur „ein Tropfen auf den heißen 
Stein“. Dobrindt regte daher – neben 
einer kontinuierlichen Aufstockung 
des Bundeshaushaltes an dieser Stelle 
– an, auf innovative Finanzierungsmo-
delle wie beispielsweise ÖPP-Projekte 
im Bereich von Wasserstraße, Schiene 
und Straße zurückzugreifen. Erfreulich 
ist, dass der Haushaltsausschuss des 
Bundestages erst im Oktober weitere 10 
Mio. Euro für die Planung des Schiffshe-
bewerks Lüneburg in Scharnebeck be-
reitgestellt hat. 

9. Nationale Maritime Konferenz in Bremerhaven

Merkel sendet positive Signale  
für die Binnenschifffahrt!
Erstmals seit ihrer Durchführung wurde im Rahmen der 9. Nationalen Maritimen Kon-
ferenz, die vom 19. bis 20. Oktober 2015 in Bremerhaven stattfand, die wichtige Rolle 
der Binnenschifffahrt für die Hinterlandanbindung an die Seehäfen und damit für die 
Stärke der maritimen Wirtschaft insgesamt herausgestellt. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel spricht auf der Nationalen Maritimen Konferenz
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MdB Bettina Hagedorn, 
stellv. Sprecherin der 
SPD-Bundestagsfraktion 
im Haushaltsausschuss 

und zuständig für den Bereich Verkehr, 
fasste das Ergebnis für die Wasserstra-
ßen nach dieser Sitzung wie folgt zu-
sammen: 

„Dringend benötigte 10 zusätzliche 
Ingenieure bekommt die Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung (WSV) für ihre 
Großbauvorhaben am Nord-Ostsee- 
und am Elbe-Seitenkanal sowie am Ha-
fen Rostock. Persönlich habe ich mich 
besonders für vier neue Ingenieurstel-
len am Nord-Ostsee-Kanal eingesetzt. 

Zwei weitere Ingenieure gibt es für 
die seewärtige Vertiefung am Hafen 
Rostock, nochmals vier Ingenieure für 
dringend notwendige Planungen für 
den Bau der Schleuse Scharnebeck bei 
Lüneburg am Elbe-Seitenkanal, für die 
der Haushaltsausschuss am 15. Okto-
ber 2015 ebenfalls schon 10 Mio. Euro 
bereitgestellt hat. Diese Stellen werden 
um 10 weitere Ingenieure und 24 Stel-
len für Investitionsteams für die WSV 
bundesweit aufgestockt. Im Gegenzug 
werden 19 Stellen, die das Verkehrsmi-
nisterium für die Generaldirektion der 
WSV in Bonn beantragt hatte, gestri-
chen. Begründung: Das BMVI soll die 

Arbeitsfähigkeit der Bonner Zentrale 
mit eigenem Personal realisieren. Neue 
Stellen sollen dort besetzt werden, wo 
sie gebraucht werden – in der Fläche.“

Mit dieser Entscheidung reagieren 
die Haushälter auf den eklatanten Per-
sonalmangel – insbesondere im ingeni-
eurwissenschaftlichen Bereich – inner-
halb der WSV, den der BDB wiederholt 
kritisiert hat. Eine leistungsfähige WSV 
ist Grundvoraussetzung, um eine be-
darfsgerechte Infrastruktur für die Bin-
nenschifffahrt zu schaffen, damit die 
von der Bundesregierung angestrebte 
Güterverlagerung auf das Wasser end-
lich realisiert werden kann.

Stellen müssen nun  
schnell besetzt werden
„Die Freigabe der zusätzlichen Stellen 
ist ein wichtiger erster Schritt in die 
richtige Richtung, damit Infrastruktur-
projekte an den Flüssen und Kanälen, 
wie etwa die Sanierung der Schleusen 
am Main, deutlich schneller umgesetzt 
werden können“, kommentierte BDB-
Präsident Martin Staats das Ergebnis 
der Bereinigungssitzung in einer Pres-
seerklärung des Verbandes. Durch be-
schleunigte Verfahren könne dem Sub-
stanzverlust endlich begegnet werden. 
Wichtig sei deshalb, die neuen Stellen 
jetzt zügig zu besetzen, so Staats. 

In die gleiche Richtung argumen-
tiert MdB Gustav Herzog, Berichter-
statter der SPD-Bundestagsfraktion 
für die Binnenschifffahrt und zugleich 
Sprecher der PGBi: „Der stetige Perso-
nalaufwuchs ist ein gutes Zeichen und 
ein wichtiges Signal in die Wirtschaft. 
Insgesamt wurden 44 neue Stellen 
für Planungs- und Investitionsteams 
freigegeben. Als Folge des personellen 
Kahlschlags der letzten Jahre fehlt es 
vor allem an qualifiziertem Planungs-

Bundeshaushalt 2016

WSV-Personal wird aufgestockt –  
Millionenbeträge bleiben unverbaut
Erwartungsgemäß fanden in der sog. Bereinigungssitzung für den Bundeshausalt 
2016 noch einige auch für die Bundeswasserstraßen wichtige Korrekturen statt. Mitte 
November 2015 tagten die Haushälter bis in die frühen Morgenstunden, um die Wei-
chen für notwendige Investitionen im kommenden Jahr zu stellen.
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Arbeiten an der Schleuse Wusterwitz
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personal im Investitionsbereich. In Zei-
ten von Personalengpässen brauchen 
wir eine offensive Personalwerbung 
und ein modernes Personalmanage-
ment, damit der Bund als Arbeitgeber 
wieder attraktiver wird.“

Hohes Durchschnittsalter  
der Bauwerke
Nicht zuletzt dank der zahlreichen Be-
richte zur WSV-Reform der vergange-
nen Jahre ist heute offenkundig: 50 % 
der Schleusen sind älter als 80 Jahre, 30 % 
der Schleusen haben das technische 
Lebensalter von 100 Jahren bereits er-
reicht oder überschritten. Ein Drittel 
aller Schleusen befindet sich in nicht 
ausreichendem Zustand (Note 4 und 
schlechter). Die aktuelle Antwort der 
Bundesregierung auf eine Anfrage der 
Grünen im Bundestag bestätigt das 
Dilemma: Das Durchschnittsalter der 
Schleusen liegt derzeit bei 75 Jahren. 
Aufgrund dieser ungünstigen Alters-
struktur der Anlagen und unterlasse-
ner Erhaltungsinvestitionen sind zu-
nehmend kritische Bauwerkszustände 
feststellbar. Fast 85 % der vor 1950 er-
richteten Schleusenanlagen und mehr 
als 70 % der untersuchten Wehranla-
gen sind in einem nicht ausreichenden 
bzw. ungenügenden Zustand, der einen 
kurzfristigen Handlungsbedarf auslöst, 
so die Regierung in ihrer Antwort.

Netzzustandsbericht 
Die Analyse zeigt einmal mehr, wie 
wichtig es ist, dass die am System Was-

serstraße Beteiligten und die Bundes-
tagsabgeordneten im Haushaltsaus-
schuss endlich einen transparenten 
und in sich abgeschlossenen Überblick 
über die Investitionsnotwendigkeiten 
an den einzelnen Flüssen und Kanälen 
erhalten, denn nur wer die Realitäten 
kennt, kann ausreichende Finanzmit-
tel bewilligen. Der schon seit Jahren 
zugesagte, seit langem fertig gestellte 
und bis heute als „Verschlusssache“ be-
handelte „Netzzustandsbericht für die 
Bundeswasserstraßen“ könnte diesen 
Einblick verschaffen. Über die Gründe, 
weshalb die Unterlage des Bundesver-
kehrsministeriums nicht veröffent-
licht wird, kann nur spekuliert wer-
den. Vermutlich offenbart der Bericht 
derart grausame Wahrheiten über den 
tatsächlichen Verfall der Wasserstra-
ßeninfrastruktur, dass zahlreiche der 
gewünschten Aus- oder Neubaumaß-
nahmen im Vergleich zu den dringend 
notwendigen Erhaltungs- bzw. Sanie-
rungsarbeiten zum wahren Luxus wer-
den. 

Noch immer werden die  
Mittel nicht ausgeschöpft
Der über Jahre erfolgte Personalabbau 
in der größten Infrastrukturbehörde 
des Bundes zeigt gravierende Folgen; 
dreistellige Millionenbeträge, die vom 
Bund für Erhalt und Ausbau des Was-
serstraßennetzes bereitgestellt werden, 
konnten unter anderem wegen des feh-
lenden Fachpersonals wiederholt nicht 
verbaut werden. 

Die aktuelle Debatte um die Wasser-
straßeninfrastruktur wirft erneut die 
Frage nach dem Investitionsverhalten 
des Bundes auf. Der Ersatzinvestitions-
bedarf liegt bei ca. 900 Mio. Euro pro 
Jahr. Hinzu kommt der Investitionsbe-
darf für Ausbauprojekte, die oft auch 
Ersatzinvestitionsanteile enthalten, da 
im Zuge von Sanierungsarbeiten häu-
fig zugleich Verbesserungen an der In-
frastruktur erfolgen. 

Den nicht ganz einfach zu analysie-
renden Haushalt für die Bundeswasser-
straßen der vergangenen Jahre (Binnen 
und Küste) zeigt für den Bereich der Er-
satz-, Ausbau und kombinierten Inves-
titionsmaßnahmen das nebenstehende 
Diagramm – zusätzliche Finanzmittel, 
wie sie sich zurzeit aus den Infrastruk-
turbeschleunigungs-, Konjunktur- und 
Zukunftsinvestitionsprogrammen des 
Bundes sowie aus EU-Fördermitteln 
ergeben und die sich in verschiedenen 
Haushaltstiteln des Bundes „verste-
cken“, sind bereits berücksichtigt. 

Aus diesen Zahlen lassen sich folgende 
Schlüsse ziehen:

��Die Investitionsansätze liegen sowohl 
im „Soll“ – also bei den beschlossenen 
Mitteln – als auch im „Ist“ – also bei 
den tatsächlich verausgabten Mit-
teln – deutlich unter dem Bedarf. Zu-
gespitzt formuliert: Selbst bei einem 
Verzicht auf Ausbauprojekte lässt 
sich die Substanzerhaltung, deren 
Bedarf bei den eingangs erwähnten 
900 Mio. Euro liegt, nicht annähernd 
sicherstellen.
�� 	Es existiert ein abnehmender Trend 
der Soll-Ansätze. Das lässt sich im 
Hinblick auf den gegebenen Investi-
tionsstau nur dadurch erklären, dass 
die Politik aufgrund fehlenden Perso-
nals davon ausgeht, dass die Mittel 
sowieso nicht verbaut werden kön-
nen. 
�� 	Es existiert ein abnehmender Trend 
bei den tatsächlich verwendeten 
Mitteln. Verzeichnete das Ist im Jahr 
2010 noch 702 Mio. Euro für Ersatz- 
und Ausbaumaßnahmen, so waren 
dies im Jahr 2014 nur 458 Mio. Euro. 
Vorsichtige Schätzungen für das Jahr 
2015 lassen erwarten, dass das Soll 
auf ca. 400 Mio. Euro sinken wird.  

Der von Bundesverkehrsminister 
Alexander Dobrindt wiederholt an-
gekündigte „Investitionshochlauf“ in 
der Verkehrsinfrastruktur“ findet auf 
Grundlage dieser Zahlen im Bereich der 
Wasserstraßeninfrastruktur nicht statt. 

Haushaltsansätze  für „Ersatz-, AusBau- und neubaumaSSnahmen“

Angaben in Mio. Euro

Grafik: BDB
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Die involvierten Kooperations-
partner BDB, DST (Projektko-
ordinator), die Fachbereiche 
Wirtschaftspädagogik und 

Mediendidaktik der Universität Duis-
burg-Essen sowie die assoziierten Part-
ner präsentierten einem Vertreter des 
Deutschen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt (DLR) einen ersten Zwi-
schenstand. Und dieser kann sich durch-
aus sehen lassen. Kern der Projektarbeit 
2015 bildete die Bedarfsanalyse der Uni 
Duisburg-Essen, zu deren Konzeption 
und Verbreitung im Gewerbe der BDB 
beitragen konnte. Zwischen dem 5. 
Mai und 14. September 2015 erreichte 
die Umfrage 164 Auszubildende sowie 
320 Beschäftigte, Unternehmer und Ei-
gentümer. Abgefragt wurden neben 
sozialdemografischen Merkmalen und 
Angaben zur genauen beruflichen Tä-
tigkeit auch die vorhandenen Kommu-
nikationsmittel an Bord, die Einstellung 
zu Weiterbildungsaktivitäten, Weiter-
bildungsbedarfe sowie die Zeitfenster, 
die für Lerntätigkeiten zur Verfügung 
stehen. Das Ergebnis: Nach wie vor ste-
hen Präsenzangebote wie beispielswei-
se der Besuch von Lehrgängen auf dem 
Schulschiff „Rhein“ hoch im Kurs. Gerne 
genutzt zum Lernen werden jedoch auch 
Filme und Videos sowie die selbststän-
dige Recherche im Internet. Dass digita-
le Simulationen als E-Learning-Angebot 
nicht oben in der Liste gelandet sind, 
liegt sicher daran, dass derartige Ange-
bote in der Branche bislang nur sehr ver-
einzelt vorhanden sind. Ein Grund mehr, 
im Rahmen des Projektes ansprechende 
Angebote zu entwickeln. 

Internetverbindung auf dem 
Wasser verbesserungswürdig
Die Bedarfsanalyse ergab ein Problem, 
das Lernen per Computer und Tablet 
an Bord erschweren könnte. So gab 
eine Vielzahl der Befragten an, dass 

während der Fahrt oft keine stabi-
le Internetverbindung gewährleistet 
ist. Der BDB hat sich Anfang des Jah-
res bereits bei der GDWS dafür ein-
gesetzt, das WLAN-Angebot entlang 
der Wasserstraßen zu verbessern. So 
könnten beispielsweise Hot-Spots an 
Schleusen dafür sorgen, dass während 
des Schleusungsvorganges einige Ler-
neinheiten online bearbeitet werden 
können. Im Verlauf des Projektjahres 
trafen die Partner die Entscheidung, 
dass die entwickelten Einheiten auf 
„Moodle“, einer Lernplattform, die 
auch an vielen Schulen und Universi-
täten erfolgreich verwendet wird, ab-
gelegt werden. Das Angebot hat sich 
als übersichtlich, leicht zu bedienen 
und technisch flexibel herausgestellt. 
So können Daten aller Art, z.B. Word-
Dokumente, pdf-Dateien, Audio- und 
Videodateien verschiedenster Formate 
sowie Links zu Foren und Chats integ-
riert werden. 

Fahrsimulationen  
in der Erprobung
Das DST erprobt derzeit Fahrsimulatio-
nen, die so konzipiert werden, dass sie 
z.B. unterwegs per Tablet abgerufen 
und absolviert werden können. Außer-
dem soll es Einheiten zur Bedienung 
des Radars und des Funkgerätes sowie 
Verkehrszeichenkunde geben. Das DST 
kündigte an, die ersten Ergebnisse in 
Kürze präsentieren zu können. 

Überlegungen zum Meister  
in der Binnenschifffahrt
Im Rahmen von „Smart Qu@lification“ 
wird auch das Thema „Meister in der 
Binnenschifffahrt“ bearbeitet. Der BDB 
arbeitet dafür ab 2016 in einer Unterar-
beitsgruppe mit, die Inhalte der Meister-
qualifikation, die Binnenschiffern den 
Zugang zu Hochschulen gewährt, defi-
niert. Die IHK steht dem Meister grund-
sätzlich positiv gegenüber. Der BDB wird 
weiter berichten.

Forschungsprojekt „Smart Qu@lification“

Auf dem Weg zu attraktiven  
E-Learning-Einheiten
Mit einem sog. „Meilensteintreffen“ Anfang November im Entwicklungszentrum für 
Schiffstechnik und Transportsysteme e.V. (DST) ging das erste Jahr des insgesamt drei 
Jahre umfassenden Forschungsvorhabens „Smart Qu@lification“ zu Ende. 
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Untersucht wurde die Konzen-
tration verschiedener Abgas-
bestandteile – u.a. Feinstaub, 
Ruß und Stickoxide – an vier 

verschiedenen Flussabschnitten: am 
Niederrhein bei Wesel, am Mittelrhein 
bei Köln, am Oberrhein südlich von 
Karlsruhe sowie an der Spree in Berlin. 
Dabei wurden u.a. die topografischen 
Verhältnisse der Regionen und die 
Windgeschwindigkeit berücksichtigt.

Partikel verflüchtigen sich 
schon nach wenigen Metern
Das Ergebnis der Untersuchung ist 
ebenso eindeutig wie eindrucksvoll. In 
allen Flussabschnitten zeigte sich, dass 
die von den Schiffen emittierten Parti-

kel – ausgehend von der Fahrrinne, wo 
sie logischerweise ihre höchste Konzen-
tration erreichen – sich bereits in der 
Uferregion deutlich verflüchtigt haben 
und um ein Vielfaches unterhalb der 
Werte in der Flussmitte liegen. Wenige 
hundert Meter entfernt konnte prak-
tisch keine Belastung durch Abgase von 
Binnenschiffen mehr nachgewiesen 
werden. Bemerkenswert ist, dass dieser 
Effekt in allen untersuchten Regionen 
festgestellt wurde, also unabhängig 
von der Intensität des Schiffsverkehrs 
und der Dichte der ufernahen Bebau-
ung. Daraus lässt sich der Schluss zie-
hen, dass Schadstoffbelastungen in 
städtischen Regionen regelmäßig nicht 
auf die Schifffahrt zurückzuführen sind.

Feinstaubplaketten für  
Schiffe nicht erforderlich
Die Ergebnisse belegen, dass die Be-
lastung durch die Emissionen von 
Binnenschiffen in den Bereichen, in 
denen Menschen entlang des Wassers 
wohnen, so weit unterhalb der Grenz-
werte liegt, dass keine Gesundheitsge-
fährdung angenommen werden kann. 
Gleichzeitig zeigt die Untersuchung, 
dass Abgasnachbehandlungssysteme 
oder gar „Feinstaubplaketten“ für Bin-
nenschiffe in städtischen Gebieten kei-
nen nennenswerten Beitrag zu einer 
Verbesserung der Luftqualität entlang 
der Ufer leisten können, da die Belas-
tungen in erster Linie offensichtlich 
von anderen Emittenten ausgehen. 

Kritik der Umweltverbände 
entkräftet
Der BDB sieht damit den wissenschaft-
lichen Nachweis erbracht, dass die 
Anfeindungen einzelner, das Binnen-
schiff sei für eine hohe Abgasbelastung 
entlang der Flussufer verantwortlich, 
unbegründet sind. Mehrere Umwelt-
verbände hatten die Binnenschifffahrt 
– ausgerechnet den Verkehrsträger mit 
der besten Ökobilanz, wie auch das 
IFEU-Institut im Auftrag des Umwelt-
bundesamtes mehrfach bestätigt hat 
– in den vergangenen Jahren versucht 
als „Luftverpester“ auszumachen. Mit 
reißerischen und gleichsam völlig un-
wissenschaftlichen Schadstoffmessun-
gen auf Brücken, bei denen Luftverwe-
hungen und andere Schadstoffquellen 
nicht berücksichtigt wurden, versuch-
ten einige Vertreter, ihre Anschuldigun-
gen zu untermauern. Die Studie des BfG 
zeigt nun deutlich: wer sich entlang des 
Wassers aufhält, muss mit keiner Ge-
sundheitsbeeinträchtigung durch die 
Schifffahrt rechnen.

Studie der Bundesanstalt für Gewässerkunde

Binnenschiffe spielen bei Feinstaub-
belastung nur eine marginale Rolle
Eine aktuelle Studie der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) in Kooperation mit 
dem Ingenieurbüro Lohmeyer GmbH & Co. KG belegt, dass die von Binnenschiffen aus-
gehenden Abgasbelastungen in Uferregionen eine vernachlässigbare Rolle spielen.
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Aktuelles vom Schulschiff

Als lebendige Aus-, Fort- und Weiter-
bildungseinrichtung des BDB ist auf 
dem Schulschiff „Rhein“ immer eini-
ges los. Im Folgenden geben wir einen 
Rückblick auf die vergangenen Monate. 
Das komplette Lehrgangsprogramm, 
Impressionen vom Leben an Bord und 
aktuelle Informationen finden Sie stets 
auch unter www.schulschiff-rhein.de. 
Schauen Sie doch einmal vorbei!

Hohe Bestehensquoten in  
der Aus- und Fortbildung
Beim letzten ADN-Basis-Wiederho-
lungskurs auf dem Schulschiff konnte 
wieder einmal eine erfreulich hohe 
Bestehensquote verzeichnet werden. 
10 der 11 Teilnehmer bestanden die Prü-
fung auf Anhieb! Auch der Teilnehmer, 
der nicht sofort bestand, absolvierte 
den Kurs schließlich mit Erfolg und 

schaffte die Prüfung im zweiten An-
lauf. Damit setzt sich der Trend, dass 
Besucher des Schulschiffes im Bereich 
der Fortbildung außergewöhnlich oft 
bestehen, fort. Auch in der Ausbildung 
gibt es gute Nachrichten zu verkünden: 
Von insgesamt 111 Azubis aus den letz-
ten drei Lehrgängen bestanden 103 die 
IHK-Abschlussprüfung. Das entspricht 
einer erfreulichen Quote von 92,8 %! 
Ein Großteil von Ihnen erwarb zusätz-
lich sogar die Fachhochschulreife und 
damit die Möglichkeit, zu studieren. Die 
Zahlen belegen die gute Arbeit am Aus- 
und Weiterbildungsstandort des BDB 
Duisburg.

Neues Lehrgangsprogramm 
2016 verfügbar
Auch im kommenden Jahr hält der Ver-
band wieder ein umfangreiches und 
hochkarätiges Angebot für die Aus-, 
Fort- und Weiterbildung in der Bin-

nenschifffahrt bereit. Ganz neu im Pro-
gramm ist das von der GREEN AWARD-

Stiftung anerkannte TOPO Training im 
Simulator SANDRA. Der Rheinpatent-
kurs wurde auf 2 Wochen verkürzt, was 
für Kunden des Schulschiffes eine noch 
effizientere Stoffvermittlung bedeu-
tet. BDB-Mitglieder erhalten wieder 
besonders günstige Konditionen! Die 
gedruckte Lehrgangsbroschüre kann 
über die BDB-Geschäftsstelle bezogen 
werden und ist unter www.schulschiff-
rhein.de abrufbar.

GroSSer Seminarraum  
komplett modernisiert 
Ein wichtiges Element der diesjährigen 
Modernisierungsmaßnahmen auf dem 
Schulschiff „Rhein“ ist im November ab-
geschlossen worden. Seitdem können 
die Kurse und Lehrgänge wieder im gro-
ßen Seminarraum auf dem Oberdeck 
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stattfinden. Dieser erstrahlt dank einer 
Komplettrenovierung in neuem Glanz. 
Helle Materialien, neue Klimageräte, 
ansprechende Möbel und mondernste 
Vortragstechnik sorgen jetzt für eine 
noch angenehmere Lernatmosphäre 
auf dem Schulschiff. Ab Ende des Jah-
res, wenn die Modernisierungsmaß-
nahme 2015 komplett abgeschlossen 
ist, stehen den Auszubildenden dann 
in der Aus-, Fort- und Weiterbildungs-

einrichtung durchweg moderne und 
freundliche Kabinen in allen Sektionen 
zur Verfügung.

Freizeitangebote für die Azubis 
Einen sonnigen und gleichsam infor-
mativen Nachmittag verbrachten die 
Auszubildenden der Oberstufe auf dem 
Rhein im September 2015 während ei-
nes Besuches auf einem Löschboot der 
Duisburger Berufsfeuerwehr. Dabei er-

fuhr die Gruppe von der Mannschaft 
des Löschbootes eine Menge über die 
Voraussetzungen, die Ausbildung und 
die Arbeit der Feuerwehrmänner. Das 
Schulschiff bietet regelmäßig derartige 
Exkursionen an. Die Azubis können sich 
zudem seit Oktober über eine neue Frei-
zeitmöglichkeit an Bord freuen. Dank 
des finanziellen Engagements der MSG 
eG steht nämlich nun ein hochwertiger 
Kickertisch im Takelraum zur Verfü-
gung. Dieser wird von den angehenden 
Binnenschiffern dankend angenommen 
und in der Freizeit an Bord rege genutzt, 
berichtet Schulschiff-Leiter Klaus Rid-
derskamp. Das Schulschiff-Team und 
der BDB danken dem Unternehmen im 
Namen aller Auszubildenden herzlich!

Schulschiff-Team zeigt  
Schülern Perspektiven auf 
Ende September 2015 besuchten erneut 
zwei Schülergruppen das Schulschiff, 
um sich über den Beruf des Binnen-
schiffers zu informieren. Schulschiff-
Leiter Klaus Ridderskamp und sein 
Team begrüßten die insgesamt 20 
Schülerinnen und Schüler der Erich 
Kästner Gesamtschule und der Schüler-
personalagentur Lohberg. Nach einer 
Einführung über den Alltag auf einem 
Binnenschiff wurde den interessierten 
Besuchern erklärt, wie sich die Ausbil-
dung zum Binnenschiffer aufbaut und 
welche umfassenden Möglichkeiten 
ihnen nach Abschluss der Ausbildung 
offenstehen. Ein besonderes Highlight 
war neben einer praktischen Übung im 
Knoten eine Fragestunde, bei der die 
Schülerinnen und Schüler zwei derzeiti-
ge Auszubildende mit Fragen rund um 
die Ausbildung, den Alltag in der Praxis 
und das Leben auf dem Schulschiff lö-
chern konnten.
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kurz gemeldet

DVZ berichtet über Beruf  
des Binnenschiffers
Die Deutsche Verkehrs-Zeitung (DVZ) 
hat dem Beruf des Binnenschiffers in 
ihrem Sondermagazin „Karriere in der 
Logistik“ im Oktober einen lesenswer-
ten Bericht mit dem Titel „Jobgarantie 
für ausgebildete Binnenschiffer“ ge-
widmet. In dem Artikel wird intensiv 
die Ausbildung in der Binnenschiff-
fahrt beleuchtet. Dabei wird die seit 
Jahren erfolgreiche Kooperation zwi-
schen dem Schulschiff „Rhein“ und 
dem Schiffer-Berufskolleg in Duisburg-
Homberg beleuchtet und auf die guten 
Aufstiegschancen in der Binnenschiff-
fahrt aufgrund der derzeit bestehenden 
Altersstruktur hingewiesen.

Schleusen im Schnitt 75 Jahre alt
Die Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen im Bundes-
tag zum Zustand der Schleusen, Weh-
re und Brücken der WSV hat ergeben, 
dass die Schleusen im Durchschnitt 
ein Alter von 75 Jahren aufweisen und 
die Wehre im Schnitt 65 Jahre alt sind. 
Das Durchschnittsalter der Brücken-
bauwerke beträgt 48 Jahre. Genauere 
Details zum Zustand der Schleusen, 
Wehre und Brücken könne die Bundes-
regierung allerdings erst nach Bekannt-
gabe des Netzzustandsberichtes für die 
Wasserstraßen vorlegen, der dem Ver-
nehmen nach bereits seit einiger Zeit 
fertiggestellt ist. Der BDB fordert vor 
dem Hintergrund der Altersstruktur 
und aufgrund der Störanfälligkeit vie-
ler veralteter Schleusenanlagen bereits 
seit Jahren bedarfsgerechte Investitio-
nen in das Wasserstraßennetz und eine 
Aufstockung des Planungspersonals in 
der WSV, damit die vom Bund zur Ver-
fügung gestellten Mittel auch verbaut 
werden können.

Niederfinow: Bauarbeiten 
schreiten voran
Die Bauarbeiten am neuen Schiffshe-
bewerk Niederfinow schreiten voran. 
Wie das WNA Berlin mitteilte, stand im 
November die schwierigste Bauphase 
an: die Gegengewichte des neuen He-
bewerkes werden nämlich über Seile 
mit dem Trog verbunden. Im 24-Stun-
den-Baustellenbetrieb wurden dabei 
insgesamt 220 Gegengewichte an 224 
Tragseilen angeschlagen und damit auf 
Dauer mit dem Trog verbunden. Um ei-
nen gleichmäßigen Lasteintrag in das 
Bauwerk zu gewährleisten, mussten die 
einzelnen Gegengewichte tagsüber in 

35 Metern Höhe mit zwei Drehkränen 
zu je 600 t Traglast synchron an den 
beiden Außenseiten des Ersatzneubaus 
angehangen werden. Seit Dezember 
läuft nun die sog. „Verharrungsphase“, 
während derer sowohl die Gegenge-
wichte als auch der mit 5.200 Sandsä-
cken gefüllte Trog eine Gesamtlast von 
jeweils ca. 10.000 t in das neue Trag-
werk einleiten.

Rhein mit langanhaltendem 
Niedrigwasser
Während der letzten Oktoberwochen 
und der ersten beiden Novemberwo-
chen war der Rhein fast durchgängig 
von einer Niedrigwasserperiode betrof-
fen. Auch in Ruhrort fiel der Pegel deut-
lich unter die Zwei-Meter-Marke. Der 
BDB war während dieser Zeit erneut ein 
gefragter und kompetenter Ansprech-
partner für die Presse. In diversen Print-
medien, Radio- und TV-Beiträgen konnte 
er Berichte zur Lage geben und die Leis-
tungsfähigkeit der Branche auch in solch 
einer schwierigen Situation schildern.

VBW: Heinz-Josef Joeris  
wiedergewählt
GDWS-Abteilungsleiter Heinz-Josef Jo-
eris wird den ebenfalls im „Haus Rhein“ 
beheimateten Verein für europäische 
Binnenschifffahrt und Wasserstraßen 
e.V. (VBW) auch in den nächsten drei 
Jahren als Präsident führen. Dies haben 
die Mitglieder des VBW im Rahmen 
ihrer Versammlung am 10. November 

Im Bau: Schiffshebewerk Niederfinow
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VBW-Präsident Heinz-Josef Joeris

Der Pegel Ruhrort fiel unter die Zwei-Meter-Marke
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2015 einstimmig bestimmt. Auf dem 
Plan stand ebenfalls die Wahl der Vize-
präsidenten und des Beirats. BDB-Vize-
präsident Volker Seefeldt (HTAG) wurde 
im Rahmen der Mitgliederversamm-
lung erstmals zum VBW-Vizepräsident 
gewählt.

EU: 7,6 Mrd. Euro für  
Verkehrsinfrastruktur
Zu Beginn des zweiten Jahres ihrer 
Amtszeit hat die Juncker-Kommission 
die zweite Aufforderung zur Einrei-
chung von Vorschlägen im Rahmen der 
Fazilität „Connecting Europe“ (CEF) zur 
Schaffung von Investitionsanreizen in 
Europa veröffentlicht. Damit stehen 
über 7,6 Mrd. Euro für die Finanzierung 
wichtiger Verkehrsprojekte bereit. „Ein 
effizientes, intelligentes und nachhal-
tiges Verkehrssystem ist für Europas 
Wettbewerbsfähigkeit enorm wichtig“, 
betonte EU-Verkehrskommissarin Vio-
leta Bulc. Mit der neuen CEF-Aufforde-
rung habe man nicht nur Projekte im 
Schiffs- und Schienenverkehr im Blick, 
sondern beabsichtige auch, für mehr 
Arbeitsplätze und Wachstum zu sor-
gen. 6,5 der 7,6 Mrd. Euro sollen in den 
15 Mitgliedstaaten investiert werden, 
die auch Mittel aus dem EU-Kohäsions-
fonds beanspruchen können. Projekt-
vorschläge können bis Mitte Februar 
2016 eingereicht werden.

31 Mio. Euro für Scharnebeck 
und Brunsbüttel 
Der Haushaltsausschuss hat Mitte Ok-
tober bei den Beratungen des Regie-
rungsentwurfes zum Haushalt 2016 
des Etats des BMVI 21 Mio. Euro für die 
Schleuse Brunsbüttel am Nord-Ostsee-
Kanal zur Verfügung gestellt. Das Bau-
werk bekommt ein neues Trockendock. 
Außerdem wurden weitere 10 Mio. Euro 
Planungsmittel für Scharnebeck bereit-
gestellt. Damit wurde der Ansatz für 
Neubaumaßnahmen an Wasserstra-
ßen des Bundes von 556 Mio. auf 587 
Mio. Euro erhöht. Der BDB setzt sich seit 
Jahren für einen Neubau der Schleuse 
Scharnebeck ein. Der Neubau würde 
weltweit die Schleuse mit der höchsten 
Hubhöhe werden und signifikant dazu 
beitragen, Hamburg besser über den El-
be-Seitenkanal mit dem europäischen 
Wasserstraßennetz zu verbinden.

Rolf Bach (MSG) erhält  
Innovationspreis
Im Rahmen der Fachmesse „Shipping-
Technics-Logistics“ im September in 
Kalkar, auf der auch der BDB vertreten 

war, wurde wieder der Esa-Innovations-
preis der Allianz Esa EuroShip verliehen. 
Die Auszeichnung erhielt MSG-Partiku-
lier Rolf Bach für den Einsatz des sog. 
„Vater und Sohn“-Antriebskonzepts auf 
dem Koppelverband El Niño/La Niña. 
Mit der erstmaligen Umsetzung eines 
solchen Antriebs in einem Binnenschiff 
ist es Rolf Bach gelungen, für sein Fahrt-
gebiet eine Lösung zu finden, die es er-
laubt, Treibstoff und damit Emissionen 
einzusparen. Besonders erfreulich ist, 
dass die innovative Technik mit Mitteln 
aus dem Motorenförderprogramm be-
zuschusst wurde. BDB-Präsident Martin 
Staats (MSG) lobte die Innovationsfreu-
de des Partikuliers ausdrücklich.

Binnenschifffahrt legte  
im ersten Halbjahr zu
Das Statistische Bundesamt (Destatis) 
teilte mit, dass die Güterbeförderung 
in der Binnenschifffahrt im ersten 
Halbjahr 2015 gegenüber dem Vorjah-
reszeitraum um 3,2 % zugenommen 
hat. Damit wurden insgesamt im ers-
ten Halbjahr 116,4 Mio. t und somit 3,6 
Mio. t mehr Güter auf deutschen Was-
serstraßen transportiert. Besonders der 
Versand ins Ausland konnte mit einem 
Plus von 8,1 % Zuwächse verzeichnen. 
Weiter im Aufwind ist auch der Contai-
nertransport per Binnenschiff mit einer 
Steigerung von 6,9 % gegenüber dem 
ersten Halbjahr 2014.

Prof. Küchen (MWV)  
zu Besuch beim BDB
Am 19. Oktober 2015 durfte sich der 
BDB über Besuch von einer wichtigen 
Verladerorganisation freuen: Herr Prof. 
Christian Küchen ist seit dem Frühjahr 
2015 Hauptgeschäftsführer des Mine-

ralölwirtschaftsverbands (MWV) mit 
Sitz in Berlin. Mit zu dem Treffen nach 
Duisburg kam Andreas Witoszynskyj, 
der im MWV u.a. für Transport, Logis-
tik und Gefahrgut zuständig ist. Im 
Mittelpunkt der Gespräche mit Herrn 
Dr. Gunther Jaegers, Vizepräsident des 
BDB, und Erwin Spitzer (zuständig für 
die Tankschifffahrt im BDB) standen 
neben allgemeinen Fragen der Ver-
bandsarbeit aktuelle Themen aus dem 
Gefahrgutbereich wie Heizöl (schwer), 
Probeentnahme und elektronisches Be-
förderungspapier.

Neuer Hochleistungsrechner 
für Modellierer im BAW
Die Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 
hat kürzlich am Standort Karlsruhe ei-
nen neuen High Performance Compu-
ter (HPC) in Betrieb genommen. Mit ei-
ner sieben Mal höheren Rechenleistung 
als der Vorgänger – bei gleichem Ener-

Rolf Bach (l.) nimmt den Esa-Innovationspreis entgegen ©
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Prof. Christian Küchen (MWV), BDB-Vize-
präsident Dr. Gunther Jaegers (Reederei 
Jaegers) und Andreas Witoszynskyi (MWV)
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giebedarf – sei das System in der Lage, 
eine große Anzahl an Berechnungen 
parallel abzuarbeiten, teilte die Behör-
de mit. Die Modellrechnungen der BAW 
dienen den Dienststellen der WSV als 
Entscheidungsgrundlagen für Unter-
haltungs- und Ausbauplanungen. Die 
Hochleistungsrechner, die komplexe 
hydrologische Berechnungen vorneh-
men können, unterstützen die Arbeit 
der wissenschaftlichen Modellierer in 
der Abteilung „Wasserbau im Binnen-
bereich“. Trotz moderner Computer-
technik hält der BDB eine Aufstockung 
des Planungspersonals in der WSV für 
zwingend notwendig.

Treffen zwischen EBU und  
luxemburgischem Verkehrs- 
minister
EBU-Präsident Didier Leandri, EBU- 
und BDB-Vizepräsident Dr. Gunther 
Jaegers und EBU-Generalsekretärin 
Theresia Hacksteiner trafen sich Ende 
September mit dem luxemburgischen 
Verkehrsminister François Bausch, um 
über die für die Binnenschifffahrt rele-
vanten Themen unter luxemburgischer 
EU-Ratspräsidentschaft zu erläutern. 
Bausch kündigte an, bis zum Ende der 
Ratspräsidentschaft einen Kompro-
miss bei der Festlegung der Grenzwerte 
für NRMM zu finden. Bausch betonte 
außerdem, dass der neu gegründete 
CESNI-Ausschuss, auf dessen erster Sit-
zung die EBU mit Beobachterstatus teil-
nahm, Prozesse zur Implementierung 
von Standards und technischen Vor-
schriften beschleunigen und vereinfa-
chen würde.

Binnenschifffahrt in den Medien
Dem BDB ist es erneut gelungen, die 
Binnenschifffahrt mit ihren Chancen 
und Herausforderungen in die breite-
re Öffentlichkeit zu tragen. In einem 
Interview mit der Nachrichtenagentur 
dpa wies BDB-Geschäftsführer Jörg Ru-
sche auf die Infrastrukturprobleme und 
ihre Folgen wie lange Wartezeiten an 
den Schleusen, aber auch auf die Stärke 
des Gewerbes in NRW, das boomende 
Containergeschäft und die gute Nach-
wuchsarbeit hin.

ZKR veröffentlicht  
Patentstatistik
Die ZKR hat das Ergebnis der Erfassung 
von Statistiken der Patente und Stre-
ckenzeugnisse in den Mitgliedstaaten 
von 2010 - 2014 vorgelegt. Auffällig 
ist, dass die Zahl der neu ausgestellten 

Patente in Deutschland rückläufig ist 
(2011: 168, 2014: 108). Nach Auskunft 
mehrerer Prüfungskommissionen lie-
gen die Durchfallquoten mittlerweile 
bei rund 50 %, was jedoch auch darauf 
zurückzuführen sein kann, dass viele 
Teilnehmer nur ihre Kenntnisse auffri-
schen möchten, ohne mit ernsthaften 
Ambitionen an der Prüfung teilzuneh-
men. Erfreulich: die Teilnehmer der Pa-
tentkurse auf dem Schulschiff bestehen 
die Prüfung in aller Regel! Die ZKR-Sta-
tistik hat jedoch nur begrenzte Aussa-
gekraft, da Deutschland bislang keine 
Daten zur Anzahl der Verlängerung be-
stehender Patente geliefert hat.

Belgische Binnenschifffahrt 
leidet unter mangelnder  
Flexibilität 
Das belgische Institut ITB (L’institut 
pour le Transport par Batellerie asbl) 
hat eine Studie zur Wettbewerbsfähig-
keit der belgischen Flotte veröffentlicht, 
zu der auch der BDB im Vorfeld befragt 
wurde. Dabei zeigte sich, dass die belgi-
schen Binnenschifffahrtsunternehmen 
besonders unter hohen Lohnkosten lei-
den. So liegt das Lohnniveau in Deutsch-
land und Frankreich rund 30 %, in den 
Niederlanden und der Schweiz gar 50 % 
unter dem Belgiens. Als einen der Grün-
de für die Situation nennt die Studie die 
Tatsache, dass in Belgien Zeitarbeit im 
Gewerbe untersagt ist, wodurch unvor-
hergesehene Personalvakanzen nicht 
kurzfristig geschlossen werden können. 
Einen Link zu der kompletten Studie 
finden Sie in unserem Blog unter www.
binnenschiff.de.

8. IVR Kolloquium in Bonn 
Die IVR wird am 17. und 18. März 2016 
ihr 8. Kolloquium in den Räumlichkei-

Der neue Hochleistungsrechner des BAW

BDB- und EBU-Vizepräsident Dr. Gunther Jaegers, EBU-Präsident Didier Leandri,  
der luxemburgische Verkehrsminister François Bausch und EBU-Generalsekretärin 
Theresia Hacksteiner
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ten des BMVI in Bonn durchführen. Die 
Veranstaltung soll den Entwicklungen 
im Bereich der internationalen Haf-
tungsbeschränkung und dem Vertrag 
über die Güterbeförderung in der Bin-
nenschifffahrt gewidmet werden. Au-
ßerdem steht die Auseinandersetzung 
mit arbeitsrechtlichen Aspekten in der 
europäischen Binnenschifffahrt im Fo-
kus. Die Juristische Kommission der IVR 
wird im Rahmen der Konferenz von ihr 
erarbeitete Richtlinien vorstellen, die 
am Beispiel der Niederlande, Deutsch-
land und der Schweiz aufzeigen, wie 
das Straßburger Haftungsbeschrän-
kungsübereinkommen (CLNI 2012), 
bisher ratifiziert durch Serbien und Lu-
xemburg, auf unterschiedlichen Wegen 
in geltendes materielles Recht trans-
feriert werden kann. Alle Infos unter 
www.ivr.nl. BDB-Mitglieder erhalten 
vergünstigte Konditionen.

Österreichische Bordbücher ab 
2016 auf dem Rhein anerkannt
Die ZKR hat mitgeteilt, dass österrei-
chische Bordbücher ab dem 1. Juli 2016 
auf dem Rhein anerkannt werden. Der 
entsprechende Anerkennungsantrag 
des Landes wurde vom Sekretariat mit 
Wirkung zu diesem Zeitpunkt bewil-
ligt. Geschaffen wurde die Möglich-
keit der Anerkennung der von Nicht-
Mitgliedstaaten nach dem Muster der 
ZKR ausgestellten Bordbücher auf dem 
Rhein mit Beschluss vom 3. Juni 2015. 
Die ZKR geht davon aus, dass dem von 
Österreich beschrittenen Weg künftig 
auch weitere an diesem Verfahren inte-
ressierte Nicht-Mitgliedstaaten folgen 
werden und Anträge auf Anerkennung 
stellen. 

Gabriel unterstützt  
BDB-Position bei NRMM
Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel hat in einem Schreiben erneut 
bekräftigt, dass im Hinblick auf die neu 
zu regelnde Motorenrichtlinie (NRMM) 
Grenzwerte gefunden werden müssen, 
die Wachstum und Beschäftigung in 
den Betrieben der Motorenhersteller 
nicht gefährden. Der zwischen den Res-
sorts der Bundesregierung ausgehan-
delte Kompromiss für eine gemeinsame 
Position sehe eine Zwei-Stufen-Lösung 
vor, die ab 2017 die für den US-Markt 
geltenden Grenzwerte (US-EPA) vor-
sieht. Ab 2023 soll dann ein zusätzlicher 
Feinstaub-Grenzwert hinzukommen. 
Gabriel kündigte an, dass durch Ver-
handlungen mit der EU-Kommission 
eine weitgehend harmonisierte Emissi-

onsgesetzgebung mit den zuständigen 
US-Behörden über das Jahr 2023 hinaus 
erreicht werden soll.

114. Schiffermahl  
mit Minister Duin 
Anlässlich des traditionellen Festessens 
zum 114.-jährigen Bestehen der Schif-
ferbörse am 3. November 2015 in Duis-
burg-Ruhrort hob IHK-Vizepräsident 
Frank Wittig die Bedeutung der Wasser-
straßen für den Industriestandort NRW 
hervor und forderte im Hinblick auf 
den Sanierungsstau: „Die Mittel für den 
Erhalt der Wasserstraßen müssen dem 
Sanierungsbedarf gerecht werden“. 
Verständnis für diese Forderung äußer-
te NRW-Wirtschaftsminister Garrelt 
Duin in seiner Festrede. Die Binnen-
schifffahrt verfüge über Kapazitäten, 
zusätzliche Güter zu transportieren. 
Außerdem habe der Industriestandort 
NRW großes Interesse an leistungsstar-
ken Wasserstraßen, so der Minister, der 
ankündigte, das Land werde mit dem 
neuen Hafen- und Logistikkonzept 
nicht nur eine umfassende Bestands-
aufnahme des Verkehrsträgers und der 
Logistik im Land machen, sondern dar-
über hinaus einen Maßnahmenkatalog 
zur Stärkung des Logistikstandortes 
vorlegen.

BDB-Mitglieder- 
versammlung 2016 
Die nächste ordentliche BDB-Mitglie-
derversammlung findet am 27. April 
2016 auf dem Schulschiff „Rhein“ in 
Duisburg statt. Dabei wird ein neuer 
Verbandsvorstand gewählt. In der da-
rauf folgenden konstituierenden Vor-
standssitzung erfolgt die turnusgemä-
ße Wahl des BDB-Präsidiums.

Güterverkehr auf der  
Mosel rückläufig
Der Güterverkehr auf der Mosel war 
im Zeitraum von Januar bis September 
2015 im Vergleich mit dem Vorjahres-
zeitraum rückläufig. Wurden im ver-
gangenen Jahr noch etwa 9,9 Mio. t 
befördert (13,2 Mio. t im gesamten Jahr), 
waren es 2015 knapp 8,7 Mio. t. Das 
entspricht einem Rückgang von rund  
12 %. Gewachsen ist hingegen der Ver-
kehr mit Fahrgastschiffen.

Stellungnahme zu Gesetzes-
entwurf zur CLNI-Umsetzung
Der BDB hat gemeinsam mit dem VBW 
Stellung zu den Entwürfen eines Ge-
setzes zur Umsetzung des CLNI 2012 
sowie eines Gesetzes zur Änderung der 
Haftungsbeschränkung in der Binnen-
schifffahrt genommen. Die Geltung des 
CLNI 2012 in möglichst vielen Staaten 
– bisher haben nur Serbien und Luxem-
burg ratifiziert – ist zwar grundsätzlich 
begrüßenswert, abzulehnen ist jedoch 
die Absicht, den Mieter und Charte-
rer eines Schiffes, der nicht Ausrüster 
ist, von dem Privileg der beschränkten 
Haftung auszunehmen. Darüber hin-
aus besteht kein Anlass für eine vom 
unmittelbaren Regelungsgehalt des 
Übereinkommens von 2012 abwei-
chende Sonderregelung betreffend die 
Haftungshöchstgrenzen für Ansprüche 
wegen Schäden aus der Beförderung 
gefährlicher Güter. Diese Kritikpunkte 
haben BDB und VBW dem Bundesjus-
tizministerium mitgeteilt.

Führungswechsel beim BEV
Über 45 Jahren hat Dieter Kemp sich 
für die Belange der Bilgenentölung auf 
verschiedenen Ebenen eingesetzt, zu-

Der langjährige BEV-Vorsteher Dieter Kemp 
und sein Nachfolger Georg Hötte.
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letzt von 2002 bis 2015 als Vorsteher des 
Bilgenentwässerungsverbandes (BEV). 
In der Mitgliederversammlung des 
BEV am 5. November 2015 wurde Herrn 
Kemp für dieses außerordentliche En-
gagement gedankt. Als Nachfolger 
wurde Georg Hötte, ehemaliger BDB-
Präsident, einstimmig von den Mitglie-
dern gewählt. Mitglieder des BEV sind 
die Arbeitsgemeinschaft Rhein-Was-
serwerke e.V. und der BDB.

BDB und VSM  
fordern ZSUK-Reform
In einem gemeinsamen Positionspapier 
haben beide Verbände auf eine schnel-
lere Abwicklung bei der Zulassung 
von Binnenschiffen gepocht. Konkret 
vorgeschlagen wurde unter anderem, 
künftig unter erleichterten Bedingun-
gen Sachverständige zuzulassen und 
sicherzustellen, dass auch außerhalb 
der Bürozeiten der WSV Sachverstän-
dige die Weiterfahrt von Fahrzeugen 
erlauben können. Angesichts der ange-
spannten Personalsituation halten es 
BDB und VSM außerdem für geboten, 
Besichtigerteams auf ein bis zwei Per-
sonen zu beschränken. 

Infoveranstaltung  
zu Förderprogrammen
Der BDB hat gemeinsam mit dem VSM 
am 30. November 2015 eine mit 40 Teil-
nehmern sehr gut besuchte Informati-
onsveranstaltung zum Thema Förderpro-
gramme im „Haus Rhein“ durchgeführt. 
Dabei wurden die Förderprogramme 
„Innovativer Schiffbau“ und „Nachhalti-

ge Modernisierung von Binnenschiffen“ 
von Fachreferenten aus der Verwaltung 
erläutert. Erfreulich: das überarbeitete 
Förderprogramm zur Modernisierung 
von Binnenschiffen wird äußerst gut 
angenommen! Im aktuellen Haushalts-
jahr wurden 2,5 Mio. Euro beantragt und 
damit die bereitgestellte Summe von 1,9 
Mio. Euro voll ausgeschöpft. Seit Beginn 
des Programms im Jahr 2007 konnten 

1.067 Objekte an 618 Schiffen gefördert 
werden. Im Rahmen der Veranstaltung 
wurde vereinbart, den Dialog zwischen 
Politik, Verwaltung, Verbänden und Un-
ternehmen zum Thema Förderung fort-
zusetzen. Die verbesserte Förderung für 
die Binnenschifffahrt geht maßgeblich 
auf eine Vorläuferveranstaltung Anfang 
2015 zurück.

Anpassungen bei  
Besatzungsvorschriften
Im Rahmen einer Anhörung des Bin-
nenschifffahrtsgewerbes Mitte No-
vember 2015 in Straßburg, in der der 
BDB für die Dachverbände EBU und ESO 
aufgetreten ist, konnten mit den Sozial-
partnern mehrere kurzfristige Anpas-
sungen bei den Besatzungsvorschriften 
erzielt werden. Diese werden in konkre-
te Vorschläge zu einer Änderung der 
Verordnung über das Schiffspersonal 
auf dem Rhein gegossen. Über langfris-
tige Ziele im Rahmen der Reform der 
Besatzungsvorschriften wird gerade 
ein Gutachten vorbereitet.
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